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Vorwort 

Wer heute noch über den Staat und seine Grenzen spricht, der macht sich leicht, wenn 
nicht der Leichenfledderei, so doch zumindest einer hoffnungslos retrospektiven Per-
spektive verdächtig. En vogue ist es, den baldigen Exitus oder zumindest doch die 
fortschreitende Marginalisierung dieses Organisationsmodells zu prognostizieren: 
Interdependenz, Globalisierung, Universalität, Internationale Gemeinschaft, Supra-
nationalität oder sogar „komplex-verschränkte großräumige Hegungsstrukturen mit 
bundestaatlichen Verdichtungstendenzen" (Mayer-Tasch) sind Stichworte, die den 
rechtlichen und politischen Diskurs beherrschen. Hierüber lohne es nachzudenken, 
aber über den Staat und seine räumlichen Grenzen? Droht der Staat nicht vor allem 
deshalb zu einer „überkommenen Kategorie" zu werden - so im Jahre 1990 die Be-
fürchtung im Editorial der Zeitschrift Staatswissenschaften und Staatspraxis - weil er 
an Defiziten leidet, die ihn zur Bewältigung der immer umfassender werdenden trans-
nationalen und in zunehmendem Maße auch globalen Problemlagen ungeeignet er-
scheinen lassen, und nähern wir uns damit nicht zwangsläufig und unaufhaltsam dem 
Punkt, an dem Europäische Gemeinschaften, Vereinte Nationen, Internationale Ge-
richte, Institutionen des Welthandels und so fort den Staat ersetzen und verdrängen? 

Tatsächlich aber kann kein Zweifel daran bestehen, dass der Staat auch heute noch 
den primären politischen Identifikationspunkt des Einzelnen sowie die für die politi-
sche Aktion und Interaktion entscheidende „rechtlich organisierte Wirkungseinheit" 
{Heller) darstellt. Selbst eine transmoderne Staatstheorie, wie sie etwa Udo DiFabio 
skizziert hat, gelangt denn auch zu der zumindest in einer mittelfristigen Perspektive 
sicher zutreffenden Feststellung: „Der Staat bleibt" und mit ihm - als „seine grundle-
gendste sachliche Wesenskonkretisierung" (Smend) - eben auch seine Territorialität. 
Unwillkürlich erinnern einen die Auguren eines baldigen Exitus des Staates denn 
auch an Mark Twain, der auf die vorzeitige Anzeige über sein Ableben im New York 
Journal trocken bemerkte: „The reports of my death are greatly exaggerated." Nach 
Jahrzehnten des Staatspessimismus begegnet uns schließlich auch in den politischen 
Wissenschaften wieder ein neu erwachter Glauben an die Uberlebenskraft dieses Or-
ganisationsmodells: Durchaus repräsentativ versah etwa jüngst Steve Smith seine „Elf 
Thesen zur Zukunft des Nationalstaats" mit dem Titel: „Totgesagte leben länger". 

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich - konkret auf Deutschland bezo-
gen - mit der „Kernidee" des modernen Staates schlechthin, seiner räumlich definier-
ten Souveränität. Die Annäherung an das Rechtsregime, welches den territorialen 
Umfang des deutschen Staates bestimmt, führte zunächst einmal zu dem durchaus 
überraschenden Befund, dass es sich hier um ein aus rechtswissenschaftlicher Sicht 
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empirisch und historisch niemals zuvor umfassend und zusammenhängend behan-
deltes Terrain handelt. Angesichts der überwältigenden Fülle an Material und der 
teilweise erheblichen Schwierigkeiten ihres Zugangs kann auch hier nur der Versuch 
einer skizzenhaften Gesamtschau geleistet werden, die einen ersten Eindruck vom 
Facettenreichtum dieser bisher weitgehend ignorierten Rechtsmaterie zu vermitteln 
sucht. Weitere Forschung tut not. Sollte diese Arbeit hierzu einige brauchbare An-
knüpfungspunkte bieten, so hätte sie ihr wesentliches Ziel denn auch bereits erreicht. 

Die Untersuchung wurde im Wintersemester 2002/2003 von der Juristischen Fa-
kultät der Universität München als Habilitationsschrift angenommen. Entstanden 
ist sie während meiner Assistentenzeit am dortigen Lehrstuhl für Völker- und Euro-
parecht von Professor Dr. Bruno Simma, dem ich weit mehr verdanke als die Freiheit 
zur Forschung auf gelegentlich doch etwas abgelegenen Gebieten. In freundschaftli-
cher Verbundenheit hat er mir vielmehr im wahrsten Sinne des Wortes eine akademi-
sche Heimat geboten. Ihm und Professor Rupert Scholz danke ich für die zügige und 
wohlwollende Begutachtung der Arbeit im Habilitationsverfahren. 

Ohne unser Institut in München, seine Mitarbeiter und Freunde, wäre dieses Buch 
nicht geschrieben worden: Für mannigfache technische Hilfestellung, nicht zuletzt 
auch physische Höchstleistungen beim Heranschaffen einer Unmenge von Literatur, 
bin ich zunächst unseren Hilfskräften zu allergrößtem Dank verpflichtet. Der Natur 
der Arbeit entsprechend war hingegen ein echter wissenschaftlicher Diskurs kaum 
möglich. So danke ich denn vor allem den zahlreichen Freunden und Kollegen bei-
derlei Geschlechts, die - ohne ihr Unverständnis ob solch skurrilen Forschertums 
allzu deutlich zu artikulieren - den „Anekdoten" aus grauer rechtshistorischer Vor-
zeit oder den entlegensten Winkeln der Republik viele Mensatage lang mit unendli-
cher Geduld gelauscht haben. In der einen oder anderen Weise schulde ich so Dank -
ohne Anspruch auf Vollständigkeit: Andreas Heinemann, Andreas Paulus, Markus 
Zöckler, Brunhilde Enders, Christine Schuhbeck, Eleni Chaitidou, Regina von Lede-
bur, Constanze Schulte, Judith Schulte, Anne Thies, Sabine Weidlich, Malte Bode, 
Gebhard Bücheler, Dominik Eisenhut, Nicolas Kredel, Oliver Landwehr, Tom 
Meerpohl, Dirk Pulkowski, Pascal Schonard. 

Es ist mir schließlich ein aufrichtiges Bedürfnis, auch an dieser Stelle meinen 
Freunden, Kollegen und „Chefs" aus den verschiedenen „legal teams" vor dem In-
ternationalen Gerichtshof zu danken, stellvertretend und allen voran Jean-Pierre 
Cot, Pierre-Marie Dupuy, Jochen Frowein, Maurice Kamto, Thomas Läufer, Alain 
Pellet, Malcolm Shaw, Bruno Simma, Sir Ian Sinclair, Christian Tomuschat und Ger-
hard Westdickenberg. Die Aufnahme in diese besondere „international legal Com-
munity" bereits in jungen Jahren und ohne Rücksicht auf den akademischen Status 
hat mich immer wieder aufs Neue darin bestärkt, auf dem richtigen Wege zu sein. 

Einen großen Dank schulde ich schließlich der VG Wort für die großzügige Ge-
währung eines Druckkostenzuschusses, der es mir ermöglicht, mein Buch in diesem 
renommierten Rahmen zu veröffentlichen. 

München, im Juli 2004 Daniel-Erasmus Khan 
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Teil I 

Staat - Raum - Grenzen 

„Weil der geringste Eingrif in das Gebiete 
anderer eine Ungerechtigkeit ist, so mus 
man um sich hierinn nicht zu vergehen 
und alle Gelegenheit zu Mißhelligkeiten 
zu vermeiden, die Gränzen der Gebiete 
auf das deutlichste und genaueste bestim-
men und ausmarken." 

(Emer de Vattel, Le Droit des Gens ou 
Principes de la Loi Naturelle appliqués à la 
conduite & a f f a i r e s des Nations & des 
Souverains, Buch II, Kapitel VII, §92)1 



Kapitel I 

Das Staatsgebiet als beständiger Grundpfeiler 
moderner Staatlichkeit 

Das Ordnungsmodell einer „mit ursprünglicher Herrschermacht ausgerüsteten Ver-
bandseinheit seßhafter Menschen", so die klassische Jellinek'sche Definition des 
Staates,2 stellt auch heute noch in einem ganz pragmatischen Sinne den primären po-
litischen Identifikationspunkt des Einzelnen3 sowie die für die politische Aktion und 
Interaktion entscheidende rechtlich organisierte Wirkungseinheit4 dar. In seiner Prä-
gung als „moderner", sich essentiell über das Wesensmerkmal der territorial definier-
ten Souveränität charakterisierender Staat5 - einer Form des politischen Gemeinwe-

1 Zitiert nach der Übers, von Johann Philip Schulin („Des Herrn von Vattels Völkerrecht: oder 
gründliche Anweisung wie die Grundsätze des natürlichen Rechts auf das Betragen und auf die An-
gelegenheiten der Nationen und Souveräne angewendet werden müsen", 109f). Die Stelle lautet in 
der franz. Originalfassung: „Puisque la moindre usurpation sur le territoire d'autrui est une injustice, 
pour éviter d'y tomber, & pour éloigner tout sujet de discorde, toute occasion de querelle, on doit 
marquer avec clarté & précision les limites des territoires." (Ausgabe Neuchâtel 1777, Tome II, 111). 

1 Allgemeine Staatslehre, 172. Auch wenn dieser Begriff aus der politischen Welt der Neuzeit 
stammt, so ist er doch im 19. Jahrhundert, worauf Brunner, Land und Herrschaft, l l l f unter Bezug-
nahme auf Schmitt (Staatliche Souveränität und freies Meer, 79) zu Recht hinweist, zum „allgemeinen 
Normalbegriff der politischen Organisationsform aller Zeiten und Völker [geworden], zum Ober-
begriff für jedes dauernd geordnete Zusammenleben im politischen Verband." Auch in der vorlie-
genden Arbeit wird dieser Begriff zum Teil weit über die zeitlichen Grenzen der Existenz eines durch 
die Attribute moderner Staatlichkeit geprägten Gemeinwesen in die Vergangenheit transponiert, oh-
ne dass natürlich verkannt würde, dass die charakteristischen Merkmale dieses Organisationsmo-
dells in mittelalterlichen und auch noch frühneuzeitlichen Herrschaftsverbänden - wenn überhaupt 
- nur rudimentär vorhanden waren. 

3 Deutlich in diesem Sinne auch Roelofsen, Grotius and the Development of International Relati-
ons Theory. The „Long Seventeenth Century and the Elaboration of a European States System", 
Grotiana 18 (1997), 99: „They [die Staaten, Anm. des Verf.] still constitute by far the most important 
vehicles for the réalisation of the political, cultural and economic aspirations of the mass of their Citi-
zens." Ahnlich auch Kennedy, In Vorbereitung auf das 21. Jahrhundert, 426f. 

4 Heller, Staatslehre, 228ff. Ausdrücklich auf Heller beruft sich auch noch das BVerfG in seiner 
Maastricht-Entscheidung (E 89 ,155ff , 186), wenn es deutlich zu erkennen gibt, dass für das höchste 
deutsche Gericht der Staat auch heute noch letztlich als einzig legitime Organisation eines „relativ 
homogenen - geistig, sozial und politisch" verbundenen Volkes zu gelten habe (zur Frage, ob es sich 
hier nicht möglicherweise um ein „Fehlzitat" des Bundesverfassungsgerichts handelt vgl. mit weite-
ren Nachw. Folz, Demokratie und Integration, 114f). Zu dem sich hier offenbarenden „rückwärtsge-
wandten" Staatsverständnis vgl. stellvertretend für zahlreiche weitere kritische Stellungnahmen nur 
Tomuschat, Die Europäische Union unter der Aufsicht des Bundesverfassungsgerichts, E u G R Z 20 
(1993), 496. 

5 Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 2, sieht hierin zu Recht die „Kernidee" des modernen Staa-
tes überhaupt. 
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6 Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, 53. Die vielschichtigen gesellschaftlichen 
Ausdifferenzierungen und die komplexen machtpolitischen Verschiebungen, die in einem mehrere 
Jahrhunderte währenden Prozess schließlich zu Beginn der Neuzeit zur Ausbildung des auch heute 
noch gültigen Staatsmodells, in dem die politische Gewalt institutionell verstetigt, territorial mono-
polisiert und grundsätzlich von anderen gesellschaftlichen Sphären unabhängig geworden war, führ-
ten (vgl. hierzu mit Hinweisen auf die soziologische Systemtheorie [vor allem Niklas Luhmann, Die 
Gesellschaft der Gesellschaft, 1997] Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 16ff), sind vielfach analy-
siert worden: Vgl. nur^o« der Heydte, Die Geburtsstunde des souveränen Staates (1952); die Beiträ-
ge (insbes. von Näf, Frühformen des „modernen" Staates" im Spätmittelalter, 101 ff, Brunner, Vom 
Gottesgnadentum zum monarchischen Prinzip. Der Weg der europäischen Monarchie seit dem H o -
hen Mittelalter, 115 ff, Oestreich, Die Idee des religiösen Bundes und die Lehre vom Staatsvertrag, 
137ff) in: Hofmann (Hrsg.), Die Entstehung des modernen souveränen Staates (mit umfassendem 
Nachw. der älteren Literatur, ebd., 461 ff); Böckenförde, Die Entstehung des Staates als Vorgang der 
Säkularisation, in: ders., Staat-Gesellschaft-Freiheit, 42ff; sowie die Beiträge in: Genet (Hrsg.), L'état 
moderne: Genèse. Bilans et perspectives (1990). 

7 Wie wenig wir heute noch in der Lage sind, abweichende Organisationsformen überhaupt schon 
begrifflich zu erfassen, zeigt beispielhaft die nun schon eine Reihe von Jahren andauernde Situation 
in Somalia, die - ohne das Bestehen einer aktuellen Bürgerkriegslage - durch das Fehlen einer Zen-
tralgewalt in einem durchaus definierten Territorium gekennzeichnet ist, und deren innere Struktur 
wir nurmehr negativ als „failed State" (Begriffsprägung durch Helman/Ratner, Saving Failed States, 
Foreign Policy 1992/93, 3ff) oder, allerdings eher hilflos und ohne genaues Vorstellungsbild, positiv 
als „Clanherrschaft" kennzeichnen (vgl. nur den Report of the Secretary-General in Somalia, 16 Au-
gust 1999, S/1999/882: „The functions that states perform ... are absent" und „Somalia ... is divided 
on clan lines", ebd., 15; vgl. mit weiteren Nachw. speziell zur Situation in Somalia und seinen sich 
sukzessive verselbständigenden territorialen Bestandteilen (Somaliland, Puntland) Hoyle, Somali-
land: Passing the Statehood Test?, Boundary and Security Bulletin 8/3 (2000), 80ff; und allgemein 
zum Phänomen Thürer, Der Wegfall effektiver Staatsgewalt: „The Failed State", Berichte D G V R 34 
(1996), 9ff; ders., The „failed State" and international law, Revue internationale de la Croix-Rouge 81 
(1999), 731 ff); und Herdegen, Der Wegfall effektiver Staatsgewalt im Völkerrecht: „The Failed Sta-
te", Berichte D G V R 34 (1996), 49ff, w o - a u c h in Anbetracht der zunehmenden Zahl weiterer objek-
tiv (zumindest vorübergehend) „scheiternder Staaten" (z.B. Albanien, Sierra Leone, K o n g o . . . ) - der 
Eindruck bestätigt wird, dass uns das Denken in organisationsrechtlichen Alternativen zum traditio-
nellen Staatsmodell schwerfällt, wenn nicht gar unmöglich ist. Auch die Schwierigkeiten, welche die 
Völkerrechtslehre (trotz grundlegender Arbeiten wie etwa derjenigen von Frowein, Das de-facto 
Regime im Völkerrecht [1968]) nach wie vor damit hat, das Phänomen des „De facto Regimes" im 
Einzelfall in überzeugender Weise vom „Staat" abzugrenzen, müssen letztlich als Bestätigung dieses 
Befundes gelten. 

8 Vgl. etwa Editorial, Staatswissenschaften und Staatspraxis 1 (1990), 3. 
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völlig neuer politischer Organisationsstrukturen. Ihr Bestreben ist vielmehr auch 
heute noch fast stets einzig und allein auf die Errichtung eines souveränen Staatswe-
sens im Sinne des vor mehr als 300 Jahren wesentlich von Nicolo Machiavelli, Jean 
Bodin und Thomas Hobbes theoretisch ausgearbeiteten Modells9 gerichtet. 

Auch wenn der Staat sicher nicht als „anthropologische Notwendigkeit" angese-
hen werden kann,10 so wird sich doch an seiner dominanten Rolle als „Hegungsform 
soziopolitischer Dynamik"11 auf absehbare Zeit auch dadurch nichts ändern, dass 
die Defizite dieses Organisationsmodells zur Bewältigung der umfassender werden-
den transnationalen und in zunehmendem Maße auch globalen Problemlagen immer 
offensichtlicher werden.12 Tatsächlich obliegt es nämlich wiederum primär der Wir-

9 Vgl. hierzu nur jeweils mit umfassenden weiterführenden Hinweisen Münckler, Machiavelli, in: 
Maier/Denzer (Hrsg.), Klassiker des politischen Denkens I, 119ff; Denzer, Bodin, ebd., 179ff; 
Chwaszcza, Hobbes, ebd., 209ff. Zusammenfassend auch Zippelius, Geschichte der Staatsideen, 
89ff. Vgl. zur von Machiavelli erstmals in aller Schärfe formulierten, und wohl das Grundaxiom der 
modernen Staatsidee schlechthin konstituierenden „Autonomie der Politik", d.h. insbes. ihrer 
Emanzipation von religiösen und naturrechtlichen Bindungen, Stolleis, Geschichte des öffentlichen 
Rechts in Deutschland I, 90ff. Auch wenn Bodin selbst sich noch nicht völlig vom mittelalterlich-
personalen Staatsdenken zu lösen vermochte und das eigentliche Substrat des von ihm theoretisch 
geformten Gemeinwesen noch in erster Linie in der Herrschaft über Personenverbände („mesnages" 
= Familien, Les six livres de la République, 1 : „La République est un droit gouvernement de plusieurs 
mesnages & de ce qui eux est commun, avec puissance souveraine."; zur Bedeutung der Familie [„des 
Hauses"] im frühneuzeitlichen Staatsdenken vgl. Brunner, Die alteuropäische „Ökonomik", Zeit-
schrift für Nationalökonomie 13 [1952], 114ff) und nicht etwa in dessen territorialer Radizierung be-
stand (missverständlich daher Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 17), hat der Bodin 'sehe Souverä-
nitätsbegriff doch alsbald (Gentiiis/Ayala) eine dauerhafte Umdeutung von der Herrschaft über Per-
sonen hin zur Souveränität des Herrschers über ein bestimmtes Gebiet erfahren, womit der bis heute 
gültige territoriale Souveränitätsbegriff geprägt war (vgl. hierzu mit weiteren Nachw. Vogel, Der 
räumliche Anwendungsbereich der Verwaltungsrechtsnorm, 54f und bereits im Jahre 1843 in gera-
dezu klassischer Formulierung Welcker, Territorium (Staatsgebiet), Territorialprincip und Territori-
alhoheit, in: Staats-Lexikon Bd. 15, 348: „Da sich in und mit dem Territorium in räumlicher Bezie-
hung der Wirkungskreis einer concreten Staatsgewalt bestimmt, keine Staatsgewalt aber in ihrem 
Gebiete anders als exclusiv wirken kann, eben darum aber auch die Staatsgewalt alle Personen und 
Sachen innerhalb der Landesgrenzen ohne Ausnahme beherrscht, so liegt in dem Begriffe des Terri-
toriums auch zugleich die Regel für die praktische und concrete Umfangsbestimmung für die Staats-
gewalt selbst, nämlich das sogenannte Territorialprincip." (Hervorhebungen im Original). 

10 In diesem Sinne aber Scheuner, Der Staat, in: Staatstheorie und Staatsrecht, 25, der glaubt, den 
„Staat nicht nur als Sein, sondern als eine Aufgegebenheit des menschlichen Daseins" erfassen zu 
müssen und der diese These sodann unter Berufung auf (angebliche) anthropologische Determinan-
ten weiter ausführt. Ahnlich aus der Sicht der katholischen Naturrechtslehre Kipp, Mensch, Recht 
und Staat, 63 f, nach dem die - im scholastischen Sinne - „causa prima" des Staates die von Gott ge-
wollte Natur des Menschen ist. Ebenso ist es sicher historisch unzutreffend, den Staat als „uranfäng-
lich" (Dahlmann, Die Politik, 37) zu bezeichnen oder seine Bedeutung gar im Sinne von Hegel, 
Grundlinien der Philosophie des Rechts, 195 in radikaler Abkehr von jeglicher „Uberbaukonstruk-
tion" als „Wirklichkeit der sittlichen Idee", d.h. als Verkörperung einer umfassenden Willens- und 
Bewusstseinseinheit und damit Ziel der Weltgeschichte zu überhöhen (vgl. hierzu auch Trott zu Solz, 
Hegels Staatsphilosophie und das Internationale Recht, 52 ff). Zur marxistischen Kritik an den bür-
gerlichen Theorien über die „unausweichliche Notwendigkeit" des Staates vgl. Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften der DDR (Hrsg.), Marxistisch-leninisti-
sche Staats- und Rechtstheorie, 85ff. 

11 Mayer-Tasch, Politische Theorie des Verfassungsstaates, 20. 
12 Mit dem Bild der sich immer weiter öffnenden Schere zwischen nationalstaatlich begrenzten 
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k u n g s e i n h e i t Staat auf diese E n t w i c k l u n g e n z u reagieren, sei es d u r c h eine N e u i n t e r -

p r e t a t i o n se iner S t r u k t u r e l e m e n t e u n t e r B e r ü c k s i c h t i g u n g der i n t e r n a t i o n a l e n V e r -

f l e c h t u n g , sei es d u r c h eine - a u c h n o r m a t i v e - N e u b e s t i m m u n g seines Verhäl tn isses 

z u r „ A u ß e n w e l t " , e ine vers tärk te K o o p e r a t i o n m i t anderen S taa ten auf b i - o d e r m u l -

t i la tera lem W e g e , e ine z u n e h m e n d e E i n b e z i e h u n g n e u e r n i ch ts taa t l i cher A k t e u r e in 

die S u c h e n a c h P r o b l e m l ö s u n g e n o d e r aber sch l ieß l i ch die I n s t r u m e n t a l i s i e r u n g a n -

derer O r g a n i s a t i o n s e i n h e i t e n , i n s b e s o n d e r e also inter - u n d s u p r a n a t i o n a l e r O r g a n i -

s a t i o n e n . 1 3 A u c h w e n n das gerade in E u r o p a zu b e o b a c h t e n d e A u f k o m m e n „ k o m -

p l e x - v e r s c h r ä n k t e r g r o ß r ä u m i g e r H e g u n g s s t r u k t u r e n m i t b u n d e s s t a a t l i c h e n V e r -

d i c h t u n g s t e n d e n z e n " 1 4 in b e s o n d e r e m M a ß e die A u f f a s s u n g z u bes tä t igen sche int , 

dass d e r Staat n u r ein u n t e r b e s t i m m t e n s o z i o k u l t u r e l l e n B e d i n g u n g e n h i s t o r i s c h ge-

gebenes u n d g e w o r d e n e s P h ä n o m e n , 1 5 m i t h i n ein d u r c h a u s „ s t e r b l i c h e r G o t t " 1 6 ist , 

stellt dieses O r g a n i s a t i o n s m o d e l l d o c h auch i m e u r o p ä i s c h e n K o n t e x t - j edenfa l l s in 

e iner mi t te l f r i s t igen P e r s p e k t i v e - n a c h w i e v o r die zentra le D e n k f i g u r u n d den b e -

Handlungsspielräumen und Imperativen der weltweit vernetzten Produktionsverhältnisse kenn-
zeichnet Habermas sicher den wichtigsten, wenn auch sicher nicht einzigen Aspekt dieser Entwick-
lung (Braucht Europa eine Verfassung? Eine Bemerkung zu Dieter Grimm, in: die Einbeziehung des 
Anderen, 187). Vgl. zum Anpassungsdruck dem der moderne verfasste Staat heute aus einem ganzen 
Bündel von Gründen unterliegt auch Grimm, Die Zukunft der Verfassung, Staatswissenschaften und 
Staatspraxis 1 (1990), 5 ff. 

13 Tatsächlich erleben wir zur Zeit ja nicht etwa das Absterben des Staates als Organisationsform an 
sich, sondern werden vielmehr im Angesicht eines komplexer werdenden internationalen Bezie-
hungsgeflechts im wissenschaftlichen Schrifttum, aber durchaus auch in Rechtsprechung und Verfas-
sungspraxis, Versuche einer „Neupositionierung" des Staates gemacht, die an dieser Stelle nur plaka-
tiv mit den Schlagworten „Abschied von einem introvertierten Staatsverständnis" und der „Hinwen-
dung zu einem Konzept offener Staatlichkeit" gekennzeichnet werden sollen (vgl. nur statt aller 
Tomuschat, Der Verfassungsstaat im Geflecht der internationalen Beziehungen, W D S t R L 36 [1978], 
7ff sowie Häberle, Der kooperative Verfassungsstaat, in: Verfassung als öffentlicher Prozeß, 407ff). 

14 Mayer-Tasch, Politische Theorie des Verfassungsstaates, 21. Skeptisch gegenüber der baldigen 
Etablierung eines Europäischen Bundesstaates Di Fabio, der für die Europäische Union als „verdich-
tete^) kontinentale(r) Handlungseinheit" im Sinne eines „Transformationsmodells", jedenfalls in 
mittelfristiger Perspektive, eine Staatenverbundsstruktur favorisiert (Das Recht offener Staaten, 
139ff). 

15 MayerTasch, a.a.O. Auch Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, 54 stellt zu 
Recht fest, dass der Staat seine Existenz „einer ganz bestimmten historischen Konstellation" ver-
dankt, was den Schluss nahezu unausweichlich macht, dass beim Wegfall bestimmter Bedingungen 
auch der Staat seine Legitimationsgrundlage zu verlieren droht. Ahnlich auch Brandt, Uber die ein-
zig mögliche Aufgabe des Staates - Die globale Rechtsverwirklichung, Der Staat 27 (1988), 515. 

16 Hobbes, Leviathan, Teil II Kap. VII. Das lateinische „civitas" wird zwar im Hobbe'schen Origi-
nal mit „common-wealth" wiedergegeben [„... the Multitude so united in one Person, is called a 
C O M M O N - W E A L T H , latine CIVITAS", Leviathan, 89); das deutsche Äquivalent hierzu ist aber -
wie auch alle Ubersetzungen bestätigen - der Begriff des „Staates" im Sinne des neuzeitlichen Den-
kens. Die Gottesebenbildlichkeit - und damit die Überlegenheit gegenüber anderen Organisations-
formen - bezieht der Staat nach Hobbes nur daraus, dass er gleich Gott das Leben der Menschen zu 
bewahren vermag: „[Der Staat]... to which wee owe under the Immortall God, our peace and de-
fence" (Leviathan, 89). Sterblich, d.h. seiner Funktion beraubt und damit letztlich entbehrlich, ist der 
Staat mithin nach Hobbes dann, wenn er diese Friedens- und Schutzfunktion nicht mehr zu erfüllen 
imstande ist. Für Hobbes war hiermit die Befürchtung eines Rückfalls in den Naturzustand verbun-
den; die Vorstellung, dass anstelle des Staates andere Organisationsformen die Befriedungsfunktion 
übernehmen könnten, war ihm naturgemäß noch fremd. 
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deutendsten Ordnungsrahmen für das Zusammenwirken von Menschen dar.17 Auch 
eine „transmoderne" Staatstheorie, wie sie etwa Di Fabio in Grundzügen entwickelt 
hat,18 anerkennt zwar die unabdingbare Notwendigkeit einer durchaus radikalen 
Wandlung der Staatsgestalt hin zu einer „offenen Staatlichkeit", gipfelt aber letztlich 
doch in dem Satz: „Der Staat bleibt."19 

Das sich immer weiter verdichtende internationale „Kooperationsgeflecht"20 

zwingt zwar das tradierte staatstheoretische Modell als Ganzes zu einer Neupositio-
nierung; der Anderungs- und Anpassungsdruck betrifft seine einzelnen konstituti-
ven Elemente jedoch in durchaus unterschiedlicher Art und Intensität. 

Zunächst kann es, trotz aller Versuche auch diesen Vorgang noch in die Zwangsja-
cke überkommener staatstheoretischer Begrifflichkeit zu pressen,21 nur schwerlich 
mit dem tradierten - allerdings nie vollständig kritiklos gebliebenen - Verständnis 
von Souveränität als höchster und nach außen hin Exklusivität beanspruchender Ge-
walt in Einklang gebracht werden,22 wenn im innerstaatlichen Rechtsraum einer „aus 
einer autonomen Rechtsquelle" fließenden Rechtsordnung wie dem Europäischen 
Gemeinschaftsrecht nicht nur punktuell, sondern, sowohl was die Regelungsmate-
rien als auch die Regelungsdichte angeht, immer „flächendeckender" unmittelbare 
Geltung mit Vorrang gegenüber dem nationalen Recht eingeräumt wird.23 Im Lichte 

17 Saladin, Wozu noch Staaten?, 11. Auch Grimm, Recht und Staat der bürgerlichen Gesellschaft, 
82f, hält es jedenfalls zur Zeit noch für „voreilig" vom baldigen Wegfall des Staates auszugehen. S. in 
diesem Sinne auch Bindschedler, Zum Primat der Aussenpolitik, Festschrift Hofer, 34. Dass Forst-
hoff bereits 1971 das erste Kapitel seines Buches „Der Staat der Industriegesellschaft" mit dem Titel 
„Erinnerung an den Staat" versehen zu können glaubte, liegt allein an der verfehlten Verengung des 
Staatsbegriffes auf das im 19. Jahrhundert geprägte Modell einer Organisationsform, in der - in geis-
tiger Nähe zu Carl Schmitt - Souveränität mit „effektiver und allumfassender Höchstmächtigkeit" 
gleichgesetzt wurde, einem Staatsverständnis nach dem schon partielle Souveränitätsverluste, wie sie 
tatsächlich seit dem 1. Weltkrieg in zunehmendem Maße zu beobachten waren, dem Gemeinwesen 
die Staatlichkeit rauben mußten. 

18 Das Recht offener Staaten, 122ff. 
19 Ebd., 145. Genau so auch die kategorische Feststellung von Czempiel, Die Zukunft des Staates 

ist gesichert, in: Meier-Walser/Luther (Hrsg.), Europa und die USA, 37; im Ergebnis ebenso Smith, 
Elf Thesen zur Zukunft des Nationalstaats, ebd., 29f („Totgesagte leben länger"); Joetze, Die Zu-
kunft der Staaten und Nationen, ebd., 53 und Hedley Bull in seinem Aufsatz mit dem programmati-
schen Titel „The State's Positive Role in World Affairs" (Daedalus 108 [4/1979], l l l f f ) . Überhaupt 
scheint auch die politische Wissenschaft in jüngerer Zeit zunehmend von ihrer in den vergangenen 
Jahrzehnten geradezu leitmotivisch gepflegten These des baldigen „Untergangs" des Staates und sei-
ner Ersetzung durch eine wie auch immer geartete andere Form des politischen Gemeinwesens 
(Nachw. bei Smith, a.a.O., 29f) abzurücken. 

20 Begriff bei Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 126. 
21 Einen derartigen Versuch unternimmt letztlich auch das Urteil des BVerfG vom 12.10. 1993 

(BVerfGE 89, 1 5 5 f f - Af<Msm'c6f-Entscheidung). 
22 Vgl. etwa mit zahlr. Nachw. die Begründung der „Notwendigkeit der Einzigkeit" der Staatsge-

walt bei Krüger, Allgemeine Staatslehre, 847ff, wo u.a. die These verfochten wird: „Um wahrhaft 
wirksam sein zu können, muß somit die Staatsgewalt die einzige innerhalb ihrer Grenzen sein." 
(ebd., 849). 

23 Vgl. insoweit nur die Leitentscheidungen des EuGH in den Rs. 26/62 (van Gend & Loos), Ur-
teil v. 5.2.1963, Slg. 1963, l f f und Rs. 6/64 (Costa /ENEL ) , Urteil v. 15.7.1964, Slg. 1964,1141. In die-
sem Zusammenhang muss auch darauf hingewiesen werden, dass inzwischen über 80% der gesamten 
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eines traditionellen Begriffsverständnisses mutet denn auch die Formel des Bundes-
verfassungsgerichts von der gemeinsamen Souveränitätsausübung der Mitgliedstaa-
ten durch die Europäische Union 2 4 in gewisser Weise paradox an.25 Die Notwendig-
keit einer grundsätzlichen Neuinterpretation des staatstheoretischen Grundbegriffs 
„souveräne Staatsgewalt" erscheint damit jedenfalls bereits zum jetzigen Zeitpunkt 
unabweisbar. 

Eine ähnliche Notwendigkeit steht möglicherweise auch in Bezug auf ein weiteres 
konstitutives Element des Staatsbegriffs, das Staatsvolk, unmittelbar bevor.26 Dass 
das personale Element des Staates nicht mit einem wie auch immer definierten 
„Volksbegriff" identifiziert werden kann, sondern sich vielmehr auf ein rein recht-
liches Band, die Staatsbürgerschaft, reduziert, ist längst allgemein anerkannt.27 Aber 
auch dieses rechtliche Band verliert in einem zusammenwachsenden Europa zuneh-
mend seine Kernfunktion, nämlich ein besonderes, Dritte grundsätzlich ausschlie-
ßendes, Rechte- und Pflichtenverhältnis zwischen bestimmten Individuen und 
„ihrem" Staat zu begründen.28 Hatten schon die Grundfreiheiten des Gemein-
schaftsrechts den Bürgern anderer EG-Staaten vormals exklusiv den eigenen Staats-
angehörigen vorbehaltene Rechtspositionen, wie etwa das unbeschränkte Zugangs-
recht zum Arbeitsmarkt, das faktisch nicht mehr beendbare Aufenthaltsrecht, das 
Recht auf Ausbildung sowie die Teilhabe an den Sozialsystemen, geöffnet, so droht 
das Staatsangehörigkeitsprivileg durch die die rechtliche Egalisierung weit in den all-
gemeinpolitischen Bereich vorantreibende Unionsbürgerschaft29 vollends zu einem 

Rechtsetzungstätigkeit auf nationaler Ebene durch das Handeln der Gemeinschaftsorgane inhaltlich 
determiniert ist. 

2 4 BVerfGE 89, 188f (Maastricht Urteil): „Die Mitgliedstaaten haben die Europäische Union ge-
gründet, um einen Teil ihrer Aufgaben gemeinsam wahrzunehmen und insoweit ihre Souveränität 
gemeinsam auszuüben." 

25 Da jedenfalls der klassische Souveränitätsbegriff einer summa potestas, d.h. einer im Kern unge-
teilten Herrschaftsmacht, in einem nicht-unitarischen System (Mitgliedstaaten/ Europäische Union) 
offensichtlich nicht mehr (ohne weiteres) verwendbar ist (vgl. auch Mayer, Kompetenzüberschrei-
tung und Letztentscheidung, 45 mit umfangreichen Nachw. in Fn. 134: „Auf die Frage der Teilbar-
keit von Souveränität sind allgemein anerkannte Konzepte nicht in Sicht."), lässt sich sogar fragen, 
welchen Sinn die Instrumentalisierung dieser Begrifflichkeit im Verhältnis zwischen Union und Mit-
gliedstaaten überhaupt noch hat, und ob die Art und Weise seiner Verwendung durch das BVerfG 
nicht vielmehr eine „Denkblockade" auslöst (vgl. zu den zahlr. kritischen Stimmen zum Souveräni-
täts- und Staatsverständnis des BVerfG nur die Nachw. bei Schwarze, Europäische Einflüsse auf das 
nationale Verfassungsrecht aus der Sicht ausgewählter Mitgliedstaaten. Deutscher Landesbericht, in: 
Schwarze (Hrsg.), Die Entstehung einer europäischen Verfassungsordnung,142 Fn. 195). 

2 6 Vgl. zu entsprechenden Entwicklungstendenzen („from citizenship to post-national member-
ship ?") nur mit weiteren Nachw. Dittgen, The End of the Nation State? Borders in the Age of Globa-
lisation, in: Pratt/Brown (Hrsg.), Borderlands under Stress, 59f. 

27 Entsprechend bereits die Kelsen 'sehe These, wonach das Volk als Summe der rechtlich definier-
ten Staatsbürger eine rein „normative Einheit" darstelle, und dass es daher vergeblich sei, das Volk als 
„natürlich reale" Einheit zu begreifen, ja dass eine derartige Vorstellung „ebenso primitiv wie irre-
führend sei" (Allgemeine Staatslehre, 149f). 

28 Vgl. hierzu nur BVerfGE 54, 70: „Die Staatsangehörigkeit im völkerrechtlichen Sinne ist ein 
rechtliches Band, das auf einer tatsächlichen sozialen Bindung gründet, räumlich unbeschränkt ist 
und aus dem sich bestimmte Rechte und Pflichten gegenüber einem Staat ergeben." 

2 9 Vgl. Art. 17ff EG-Vertrag. 
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nudum ius zu werden. "Was macht den besonderen Status des durch das Rechtsinsti-
tut der Staatsbürgerschaft qualifizierten Staatsvolkes noch aus, wenn das Aufent-
haltsrecht nunmehr völlig losgelöst von der Notwendigkeit einer zumindest auch 
wirtschaftlichen Motivation zur allgemeinen Personenfreizügigkeit erweitert wor-
den ist, wenn die Ausübung des aktiven und passiven Wahlrechts (wenn auch bisher 
nur beschränkt auf die kommunale Ebene) nicht mehr allein an das Kriterium der 
Staatsangehörigkeit anknüpft, wenn das Recht auf diplomatischen und konsulari-
schen Schutz im Ausland sich ebenfalls von diesem Kriterium zu lösen beginnt, und 
wenn schließlich - ein nicht sehr spekulativer Blick in die Zukunft - Wehr- und/oder 
andere Dienstpflichten in einer gesamteuropäischen Verteidigungs- und Sicherheits-
architektur den Einzelnen auch nicht mehr über das Merkmal der Staatsbürgerschaft 
erfassen? Nicht unvorstellbar ist so, dass der differenzsetzende Begriff des deutschen 
Staatsbürgers allmählich eingeschmolzen wird in denjenigen des europäischen Bür-
gers.30 Seiner substantiellen Bedeutung weitgehend entleert, steht dem allgemein als 
konstitutiv für die Existenz des Staates angesehenen Element des Staatsvolkes damit 
in Europa möglicherweise ein ähnliches Schicksal bevor, wie dies bereits im Hinblick 
auf das personale Element der deutschen Bundesländer der Fall ist: Seine faktische 
und rechtliche Marginalisierung. Es scheint damit fast so, als ob Kelsen mit seiner 
Auffassung Recht behalten sollte, dass es sich auch bei der Staatsbürgerschaft zwar 
um eine regelmäßige Institution des modernen Staates handele, sie aber dem Staate 
als solchem nicht wesentlich sei.31 

Auch ohne eine hier nicht zu leistende vertiefte Reflexion, scheint sich unsere Vor-
stellung vom Staat tatsächlich inzwischen so weit an die mit den Stichworten Interna-
tionalisierung, Globalisierung und Vernetzung gekennzeichneten Strukturverände-
rungen angepasst zu haben, dass wir - im Sinne einer staatstheoretischen Aquiva-
lenztheorie - sowohl das Konzept der höchsten und ungeteilten Staatsgewalt (also 
das klassische, aus der Souveränität fließende staatliche Gewaltmonopol) als auch 
dasjenige des personalen Substrats des Staates in der Form des Staatsvolkes hinweg-
denken können, ohne dass für uns damit der Staat als solcher entfiele. Zumindest 
aber verlieren beide „Elemente" auch im allgemeinen Bewusstsein offensichtlich im-
mer mehr ihre ursprünglich trennscharf abgrenzende Funktion, die sich in den klas-
sischen Gegensatzpaaren eigene/fremde Hoheitsgewalt, Inländer/Ausländer mani-
festiert. Ohne damit das Konzept des Staates selbst in Frage zu stellen, können wir 
heute etwa ganz unbefangen mit dem Bundesverfassungsgericht von „geteilter Ho-

30 Es erscheint so nicht ausgeschlossen, dass die - dem nationalistischen Zeitgeist entsprechend 
pathetisch überhöhte - Charakterisierung der Nation durch Renan („Qu-est-ce qu'une nation?") 
aus dem Jahre 1882 in einer mittelfristigen Perspektive zumindest mutatis mutandis Charakteristika 
eines Europäischen Volkes beschreiben könnte: „Avoir des gloires communes dans le passé, une vo-
lonté commune dans le présent; avoir fait des grandes choses ensemble, vouloir en faire encore, voilà 
les conditions essentielles pour être un peuple." (ebd., 240). 

31 Allgemeine Staatslehre, 160. Es muss allerdings betont werden, dass Kelsen den Begriff des 
„Staatsvolkes" im Sinne der reinen Rechtslehre weiter als allgemein üblich versteht, soll es doch alle 
Individuen - und damit auch „Fremde" - umfassen, sofern diese der staatlichen Rechtsordnung un-
terworfen sind (ebd.). 
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heitsgewalt" oder mit Gesetzgebung, Verwaltungspraxis und Schrifttum von „Inlän-
dergleichbehandlung", ja ,,-diskriminierung" und sogar vom Phänomen eines „Bil-
dungsinländers" sprechen. 

Anders stellt sich die Situation indes hinsichtlich des dritten „klassischen" Ele-
ments des Staatsbegriffs dar, dem Staatsgebiet. Insoweit hat die bereits 1919 getroffe-
ne Feststellung von Robert Sieger, dass wir es - ganz unabhängig von unserer Auffas-
sung über das Wesen des Staates und dessen Verhältnis zu „seinem" Territorium32 -
schlichtweg nicht vermögen, uns den Staat ohne Gebiet vorzustellen,33 tatsächlich 
bis heute uneingeschränkte Gültigkeit behalten.34 Dieser Befund lässt sich selbst am 
Beispiel der Bundesländer verifizieren, erscheint es uns doch mit deren Staatlichkeit 
offensichtlich nicht grundsätzlich unvereinbar, dass deren Staatsvolk praktisch völlig 
im deutschen Volk „mediatisiert" ist und auch die von den staatlichen Einheiten der 
Bundesrepublik ausgeübte Staatsgewalt keineswegs als „summa potestas" im Sinne 
des klassischen Souveränitätsbegriffs qualifiziert werden kann. Ein Staat ohne eige-

32 Der zu dieser Frage insbes. in den Jahrzehnten um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert bi-
bliotheksfüllend ausgetragene Theorienstreit (die zeitlichen „Eckpunkte" dürften durch die Arbei-
ten von Fricker, Vom Staatsgebiet [1867] und Hamel, Das Wesen des Staatsgebietes [1933] markiert 
sein), welcher der Überwindung und Ersetzung der älteren patrimonialstaatlichen Auffassung - die 
in Anknüpfung an das römische Recht den Landesherrn als Obereigentümer betrachtete - diente, 
soll und kann hier weder referiert noch um eine weitere Facette angereichert werden (wesentliche 
Beiträge zu dieser zum Teil auf einer sehr abstrakten Ebene diskutierten Frage, die bezeichnender-
weise fast ausschließlich das deutschsprachige, überwiegend sogar nur das österreichische Schrift-
tum beschäftigt hat, stammen u.a. von Radnitzky, Rechtliche Natur des Staatsgebietes, AöR 20 
(1905), 313ff, 22 (1907), 416ff; 28 (1912), 454ff; Henrich, Kritik der Gebietstheorien, Zeitschrift für 
Völkerrecht 13 (1926), 28ff, 194ff, 325ff; Kelsen, Allgemeine Staatslehre, X37ff [alle sog. „Kompe-
tenztheorie"]; kritisch aus der Sicht der sog. „Objekttheorie": Donati, Stato e territorio (1924); re-
präsentativ zur sog. „Raumtheorie" Meyer, Lehrbuch des Deutschen Staatsrechtes, 194f: „Das Ge-
biet ... bestimmt nur den räumlichen Umfang der Staatsherrschaft"; zusammenfassende Darstellun-
gen bei Verdross, Staatsgebiet, Staatengemeinschaftsgebiet und Staatengebiet, Niemeyers Zeitschrift 
für Internationales Recht 37 (1927), 29ff; Schoenborn, La nature juridique du territoire, RdC 30 
(1929-V), 81 ff, insbes. 111 ff; Giese, Handbuch des Deutschen Staatsrechts I, 225ff und umfassend 
Hamel, a.a.O., 86ff). Der Verfasser teilt vielmehr vollinhaltlich die heute wohl ganz herrschende 
Auffassung Vogels (Staatsgebiet, Evangelisches Staatslexikon Bd. II, 3394), Krügers (Allgemeine 
Staatslehre, 90f), Sterns (Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland I, 235f) und von 
Vitzthums (Staatsgebiet, Handbuch des Staatsrechts I, 713), wonach weder „Objekt-" noch „Raum-
" oder „Kompetenztheorien" jeweils mehr als nur einen Teilaspekt der Bedeutung des Raumes für 
den Staat erfassen, und es daher zu dessen vollumfänglicher Erfassung einer Kombination dieser 
theoretischen Ansätze bedarf: „Es [das Staatsgebiet, Anm. des Verf.] ist für ihn sowohl Kompetenz-
bereich wie Gegenstand und Grundlage seiner Herrschaft und notwendiges Element seiner Exis-
tenz, es bestimmt - in der Auseinandersetzung mit den benachbarten Staaten - seine Entstehung, sei-
ne Gestalt und seine Politik nach innen und außen, es ist von entscheidender Bedeutung für das 
Staatserlebnis, es ist schließlich Anknüpfungspunkt und prinzipiell auch Begrenzung für die Aus-
übung seiner Gebietshoheit." (Vogel, ebd.). 

33 Staatsgebiet und Staatsgedanke, in: Mitteilungen der geographischen Gesellschaft in Wien 62 
(1919), 3. Zustimmend zitiert auch von von Vitzthum, Staatsgebiet, Handbuch des Staatsrechts I, 
710. 

34 Vgl. stellvertretend statt aller nur Vogel, Staatsgebiet, Evangelisches Staatslexikon Bd. II, 3394: 
„Der neuzeitliche europäische Staat ist ohne sein Gebiet nicht zu denken" und Kriele, Einführung in 
die Staatslehre, 83, der feststellt, dass die Notwendigkeit eines Staatsgebietes „uns selbstverständlich 
und fast banal erscheint." 



10 Kapitel I: Das Staatsgebiet als beständiger Grundpfeiler moderner Staatlichkeit 

nes Staatsgebiet hingegen ist, und dies gilt eben selbst für die Gliedstaaten eines Bun-
desstaates, undenkbar: Der moderne Staat ist Gebietskörperschaft oder er ist nicht.35 

Trotz Aufhebung von Grenzkontrollen und einer sich auf allen Ebenen verstär-
kenden grenzüberschreitenden Kooperation hat sich das Staatsgebiet schließlich 
auch seine Grenz- und Ausschlussfunktion weitestgehend bewahrt. Dies manifes-
tiert sich nicht zuletzt in dem nach wie vor mit einem sehr festen Assoziationsgehalt 
versehenen, räumliche Identität stiftenden und gleichzeitig räumliche Differenz 
schaffenden Gegensatzpaar Inland/Ausland. Die relative Stabilität, die sich dieses 
Grundaxiom der Staatslehre bis heute bewahrt hat, nötigt denn auch eine „transmo-
derne" Staatstheorie zu der Feststellung: „Die Territorialität ... souveräner Staaten 
bleibt wichtig ...",36 Diese Territorialität im Sinne einer staatsrechtlichen Kategorie 
weist tatsächlich bis heute kaum ernsthafte pathologische Symptome auf, sondern 
erweist sich vielmehr als der nach wie vor weitgehend intakte begriffliche und fakti-
sche Grundpfeiler des modernen Staates und stellt sich damit unverändert als dessen 
- in der Formulierung Smends - „grundlegendste sachliche Wesenskonkretisie-
rung"37 dar. 

Dass sich die Staatsgewalt ganz primär in einem durch Grenzen bestimmten Ge-
biet entfaltet, ist im Hinblick auf die Konstruktion des neuzeitlichen Staates als eines 
streng territorial radizierten Gemeinwesens nicht nur zu Recht als „selbstverständ-
lich und fast banal" charakterisiert worden,38 sondern hat vielmehr in der deutschen 
Rechtsordnung nicht zuletzt in einer Vielzahl direkt oder indirekt an das Gegensatz -

35 Vgl. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland I, 235 und in diesem Sinne auch 
bereits Bluntschli, Land, in: Bluntschli/Brater (Hrsg.), Deutsches Staats-Wörterbuch Bd. 6, 209: 
„Erst wenn ein Volk zu dauernder politischer Herrschaft über einen Teil der festen Erdoberfläche ge-
langt ist, d.h. ein Land erworben hat, ist ein wirklicher Staat möglich geworden. So lange die Horde 
noch ohne Heimatsgefühl in nomadischer Wanderung begriffen ist, fehlt ihr die feste Ruhe, ohne 
welche eine Staatsordnung nicht zu denken ist . . . Ohne Land kein Staat" (Hervorhebung im Origi-
nal). 

36 Di Fabio, Das Recht offener Staaten, 135. Auch Fiedler, Die Grenze als Rechtsproblem, in: 
Haubrichs/Schneider (Hrsg.), Grenzen und Grenzregionen, 33 betont, dass „die Funktion der Tren-
nung und Abschirmung eine Eigentümlichkeit der Staatsgrenzen geblieben [sei]". Wer, wie Ulrich 
Beck 1986 (Risikogesellschaft, 1) angesichts von Atom-Wolke und künstlich erzeugten Klimakata-
strophen aller Art das Ende der Grenzen in einem ganz substantiellen, nämlich natürlichen Sinne 
konstatiert, argumentiert natürlich auf einer völlig anderen Ebene. In der realen Welt wird hiermit 
nur die imperative Notwendigkeit einer verstärkten und sich substantiell verdichtenderen und diver-
sifizierenden „grenzüberschreitenden" Kooperation belegt. 

37 Verfassung und Verfassungsrecht, in: Staatsrechtliche Abhandlungen und andere Aufsätze, 197. 
Ausdrücklich betont werden soll hier, dass mit diesem Zitat in keiner Weise einer, gerade im Lichte 
der jüngeren deutschen Geschichte zu Recht als verhängnisvoll empfundenen und untrennbar mit 
den Namen Ratzel und Haushofer verbundenen, geopolitischen Überhöhung der Bedeutung des 
staatlichen Territoriums und seiner räumlichen Lage das Wort geredet werden soll. Eine auch nur 
entfernte gedankliche Nähe zu der insbes. durch Haushofer für die ideologische Unterfütterung na-
tionalsozialistischer Aggressions- und Expansionspolitik missbrauchten „Geopolitik" (so auch un-
ter Hinweis auf die nationalsozialistische „Lebensraum-Ideologie" Förster, Grenzen - eine geogra-
phische Zwangsvorstellung?, in: Lemberg (Hrsg.), Grenzen in Ostmitteleuropa im 19. und 20. Jahr-
hundert, 23), wird man Smend im übrigen keinesfalls unterstellen können. 

38 Kriele, Einführung in die Staatslehre, 83. 
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Jellinek, Georg 2, 26 
Jules Verne 649Fn.28 
Jungholz 218 Fn. 264 
Jyske lov („jütisches Recht") 350 Fn. 14 

Kadet-Rinne 336 Fn. 117, 609 
Kaiserreich (1871) 
- und Bundesstaaten 57ff 
- Elsass-Lothringen (Reichsland) 66ff 
- Küstenmeer 606f 
- Posen 64f 
- Schleswig 64 f 
- Staatsgebiet 59 
- Staatsverständnis 59ff 
Kanonenschussweite 594ff 
- und Drei-Meilen Zone 597f 
Kant, Immanuel 12 Fn.3, 13 Fn.5 
Kärmän Linie 637 Fn. 93 
Karwendel 211 ff 
Kaspisches Meer 261 
Kehl 545 
Kelsen, Hans 7, Fn. 27, 8, 649f, 655 
Kempten 16 
Kernlandschaften 25 f 
Kieler Frieden (1814) 369 
Kirchengutssäkularisation 186 Fn. 110 
Kitzbühel 172f 
Kleiner See (Lindau) 237ff, 248 Fn. 59 
Klettgau 139ff 
Kleve, Grenzvertrag (1816) 407, 474, 490 
Kompetenztheorie 9 Fn. 32 
Kondominium 
- Bodensee 241, 252ff 
- Luxemburg, Grenzflüsse 476ff 
- Moresnet 44 l f 
-Völkerrechtspraxis 476 Fn. 15, 477 
Königsau 349,367 
Königsfeld-Rothenfels, Grafschaft 187,219ff 
Konstanz (Stadt und Hochstift) 109f, 131 ff, 

135ff, 161 f 
Konstanzer Helveticum 131 ff 
Konstanzer Trichter 235f, 237 
Kotezbue, August von 47 Fn. 26 
Kurpfalz 564 
Küstenmeer 583ff 
- Basislinien 429 
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- Breite 591 ff 
- Dänemark/laterale Abgrenzung 347 Fn. 2, 

392 Fn. 179 
- Deutschland 600, 603 ff 
- Drei-Meilen Zone 596ff 
- Kanonenschussweite 594ff 
- Kennige 594 Fn. 58 
- Prisengerichte 606f 
- Niederlande/laterale Abgrenzung 429ff 
- Polen/laterale Abgrenzung 333ff 
- Proklamation (1994) 429, 583 
- Res communis omnium 585 
- Rittgrenze 594 Fn. 58 
- Römisches Rechtsdenken 5 84 ff 
-S ichtwei te 594 Fn. 58, 598 
- Skandinavien 600 Fn. 95 
- Staatenpraxis 601 ff 
- als Staatsgebiet 584ff 
- und Waffentechnik 601 
- Zwölf-Meilen Zone 608 
Kyburger Herrschaft 111,114 Fn. 39 

Laiblach 221,237 
Landau 524f, 561 ff 
Landgrafschaft Elsass 533 
Landsassen 216 Fn. 256 
Landshuter Erbfolgekrieg 171 ff, 276 

Fn. 31 
Lauenburg 63 Fn. 38 
Lausitz (Ober- und Nieder-), Nebenrezess 

1635 285f 
Lausitzer Neiße 319 
Lauter 525,560ff 
Le Schambourg 570 Fn. 231 
Lebensraumideologie 83, 93 f 
Legal Status of Eastern Greenland (StIGH) 

303 Fn. 153 
Lehensrecht 520Fn.29 
Leutarationskonvention (1784) 181 ff 
Lex Rhodia de Jacta 588f 
Lex Regia (1655) 355 Fn.31 
Leyen, Grafschaft 570 Fn.231, 573ff 
Liechtenstein 62 Fn. 37 
Limburg 51 Fn. 51 u. 53 
Lindau 187,219ff 
- Äußere Gerichte 220 
- Innere Gerichte 221 
- Kleiner See 237f 
Linz, Vertrag (1534) 175 Fn. 53 
Lister Tief 347 Fn. 2 
Locarno-Pakt (1925) 458 
Lofer und Saalfelden (Amter) 203 
London 
- Konferenz (1864) 363 Fn.66 ,376 
- Protokoll (1852) 357ff 

- Londoner Protokoll (1949) 101 Fn.33, 
410f, 469f 

- Londoner Vertrag (1867) 62 
- Londoner Verträge (1839) 439 Fn. 5, 444 

Fn. 46 
Lothringen 515f, 519ff, 568ff 
Löwlerkrieg 276Fn.31 
Lucian von Samosata 634 Fn. 81 
Ludewig, Johann Peter 44 Fn. 13, 47 Fn. 31 
Ludwig (der Deutsche) 16 
Ludwig X I V 539ff, 571 
Luftfahrtkonvention, Paris (1919) 614f, 629 
Luftfreiheitstheorie 624ff, 631 
Luftraum 614ff 
- Chicago Convention (1944) 635 Fn. 82 
- Cujus solum Maxime 619ff, 627 
- Erster Weltkrieg 628f 
- Grenze zum Weltraum 633 ff 
- I C A O 635 
- Kärmän Linie 637 Fn. 93 
- Luftfreiheit contra Lufthoheit 618ff 
- Open Skies Agreement 617 Fn. 12 
- Ozonschicht 639 
- Pickering v. Rudd (1815) 620f 
- Res communes omnium 625, 631 f 
- Single Sky Projekt (EU) 632 Fn. 73 
- Souveränität 614f 
- Versailles, Vertrag (1919) 6 1 5 F n . 4 
- Zonentheorie 639f 
Luftverkehrsgesetz 638 
Luhmann, Niklas 12 Fn. 1 
Luneville, Frieden (1801) 45 Fn. 19, 123 

Fn. 78, 128, 186 Fn. 108, 195, 553f, 570f 
Luxemburg 62,474ff 
- Grenzberichtigungen, vorläufige 475f 
- Grenzbrücken 483 
- Grenzvertrag (1984) 484 
- Kammerwald 475 Fn. 9 
- Kondominium 476ff 
- Mosel-Saur-Our, Flusssystem 476ff 
- Oberbillig/Wasserbillig 474f, 486, 489ff 
- Roth 475 
Luxemburg, Kondominium 476ff 
- Aachen, Vertrag (1816) 480,490 
- Anwendbares Recht 494 ff 
- Fischereiregime 502ff 
- Flussverlagerungen 506 
- Grenzgewässer, Unterhalt 500ff 
- Grenzvertrag (1984) 484, 489f 
- Katastermäßige Erfassung 505ff 
- Kleve, Vertrag (1816) 490 
- Inseln 484f 
- Mühlenkonzessionen 500 
- Preußisches O V G (1932) 496f 
- Räumlicher Umfang 479ff 
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- Stauseen 487f 
- Steuerrecht 501 
- Wiener Kongressakte 479 
- „Zonentehorie" 482 

Maas 406 
Maastricht-Entscheidung (BVerfG) 6 Fn. 21 
Machiavelli, Nicolö 4 
Machtergreifung (nationalsozialistische) 81 
Mare Nostrum 586 
Märzpatent, Dänemark (1863) 360 
Märzrevolution (1848) 49 
Mediatisierung 186f, 550 
Meerestheorie (Bodensee) 239 Fn. 21 
Memelgebiet 77ff, 91 f 
Meppen, Vertrag (1824) 404, 407, 419, 427 
Mersen, Vertrag (870) 523 
Metternich 185 
Milzener Land 311 
Mindelheira, Herrschaft 179 
Minquiers and Ecrehos (IGH) 432 Fn. 172 
Mittelalter, Staatsverständnis 15f 
Mittellinienprinzip (Grenzseen) 260f 
Mittelschleswigscher Ausschuss 392 Fn. 177 
Mondsee, Vogtei und Kloster 173 
Monschau 451 ff 
Montfort, Grafen 221 ff 
Montgelas 170 Fn.29, 185, 196, 198f 
Montgolfieren 62 l f 
Moresnet 440ff, 467f 
- Neutral-M. 79, 93, 440f, 495 
- Preußisch-M. 79, 93, 446 
Mosel, Wasserstraße 485, 488f 
- Wasserbillig/Oberbillig, Grenze 489ff 
Moser, Johann Jacob 258, 402, 425 
Moskau, Außenministerkonferenz 

(1943) 311 Fn. 15, 314 
Moskauer Konferenz (1943) 98 
Mothern und Münchhausen 559 Fn. 182 
Mühlenkonzessionen 500 
Mühlhausen, Reichsstadt 527 Fn. 54 
Münchener Abkommen (1938) 90, 295ff 
- internationaler Ausschuss 296f 
- Rechtswirkungen 298ff 
Münchener Vertrag (1816) 183, 200ff, 566 

Fn.212 
Mundatwald 577ff 
Musil, Robert 12Fn . l 

Napoleon 46 
Nationalbewegung (deutsche) 43 ff 
Nationalsozialistische Territorialpolitik 81 ff 
- Böhmen und Mähren (Protektorat) 90f, 

293 
- „Großdeutsches Reich" 89ff 

- Großraumordnung 83 f, 93 f 
- Lebensraumideologie 83 ff, 93 f 
- „Mein Kampf" (Hitler) 82ff 
- Parteiprogramm (NSDAP) 85 
- Reichsgau Burgund 518Fn.25 
- Sportpalastrede (Hitler) 90, 466 
- Sudetenland 291 ff 
- Völkisches Rechtsdenken 85 ff, 93 f 
Nationalstaatsgedanke 353f, 368ff 
Nationalversammlung, s. Paulskirche 
Natürliche Grenzen 28f, 45f, 525f, 550f 
Naval Regulations, Italien (1866) 599 Fn. 89 
Neiße Grenze 318ff 
Nesselwang, Herrschaft 214 Fn. 247 
Neuburg, Grafschaft 182 Fn. 85 
Niebuhr, Barthold Georg 372 
Niederlande 399ff 
- Aachen, Grenzvertrag (1816) 407 
- Auftragsverwaltung, niederländische 410f, 

414f 
- Augsburg, Vertrag (1548) 399, 401 Fn.9 
- Ausgleichsverhandlungen 412ff 
- Bergbau, grenzüberschreitend 644ff 
- Emmerich, Grenzprotokoll (1818) 407 
- Emsmündung, Rechtsauffassung 42 l f 
- Festlandsockel 419f,429ff 
- Gelderland 402 Fn. 16 
- Grenzberichtigungen, vorläufige 408 ff 
- Grenzurkundenwerk 415f 
- Grenzvertrag (1960) 412ff 
- Grenzverträge (19. Jh.) 408Fn.51 
- Kleve, Grenzvertrag (1816) 407 
- Meppen, Vertrag (1824) 404,419,427 
- Selfkantfrage 407 Fn. 42 
- Spanien, Friedensvertrag (1648) 399ff, 425f 
- Traktatländereien 413 Fn. 75 
- Utrechter Unionsvertrag (1579) 399 Fn. 3 
Nimwegen, Frieden (1679) 539ff 
Noblat'sche Grenzfestsetzung 549f 
Nord-Ostsee Kanal 351 Fn. 15 
Nordschleswig, Souveränitätsübergang 392 ff 
Nordschleswigscher Wählerverband 387 
Nordsee 
- Dänemark, Grenze mit 347 Fn. 2, 392 

Fn. 179, 397 
- Helgoland 609 
- Küstenmeergrenze 608 ff 
- Niederlande, Grenze mit 416ff 
- Proklamation (1994) 420, 608ff 
- Tiefwasserreede 609f 
Nordwaldschenkung (1010) 190 Fn. 127 
North Sea Continental Shelf Case (IGH) 265 

Fn. 132, 334 Fn. 110, 420, 605 Fn. 113 
Nuclear Tests Cases (IGH) 303 Fn. 153 
Nürnberg, Vertrag (1542) 520 
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Ober- und Niedersteinbach 568 
Oberlausitz 285 Fn. 74 
Oberschlesien, Plebiszit (1921) 78 
Obhutserklärung (1950) 300 
Objekttheorie 9 F n . 3 2 
Oderbucht 333ff 
Oder-Neisse Grenze 99ff 
Oder-Neiße Linie 310 Fn.7, 313f, 318ff 
- Demarkation 326ff 
Oktoberadresse (1918) 383f 
Open Skies Agreement 617 Fn. 12 
Oppeln 315 Fn. 27, 319 
Orleans'scher Erbfolgekrieg 543f 
Ortelius, Abraham 275 Fn.25 
Osterreich 165 
- Babenberger Herzogtum 167f 
- u n d Bayern 166f, 175ff 
- Haldentheorie (Bodensee) 241 ff 
- Privilegium Minus 167 
- Sachsen, Grenzvertrag (1848) 288f 
Ostfriesland 403, 423f, 425 
Ostpreußen 78, 316 Fn. 31 
Ostsee 
- Kadet-Rinne 336 Fn. 117, 609 
- Küstenmeergrenze 609ff 
- Lübecker Bucht 336 Fn. 117 
-Seegrenzen 333ff, 392 Fn. 179 
Ostsiedlung 312 
Our 486f, 502 Fn. 135 
Ovid 13f 
Ozonschicht 639 

Palmas Case, Island of (Schiedsspruch 1928) 
424 Fn. 134, 426, 432 Fn. 172, 648ff 

Paris, Belagerung (1870/71) 622ff 
Pariser Frieden (1814/1815) 45, 514, 554f, 

565f, 571 ff 
Pariser Luftfahrtkonvention (1919) 614f, 629 
Passau, Hochstift 190ff, 282 Fn. 60 
Patrimonialstaatliche Auffassung 9 Fn. 32, 

643 Fn.8 
Paulskirche (Nationalversammlung) 49ff 
- kleindeutsch-/großdeutsch 53 
- Limburg 51 
- Posen 51 
- Schleswig-Holstein 51 f, 356, 368 Fn. 90, 

371 Fn. 96 
- Triest und Südtirol 51 
Pearl Zwischenfall 600 Fn. 94 
Personenverbandsstaaten 15 
Piastenmonarchie 311 f 
Pickering v. Rudd (1815) 620f 
Pienzenau, Hans von 173 Fn. 42 
Plappertkrieg (1458-1460) 118 
Plebiszite, Schleswig (1920) 349f, 385ff 

Plöckenstein 282 Fn. 58, 285 
Polen 309ff 
- Festlandsockel 334 
- Kriegsziele, territoriale 313f 
- Lubliner Komitee 3 1 6 F n . 3 4 , 3 1 8 F n . 4 4 
- Markengrenze 311 
- Oder-Neiße Linie 310 Fn. 7, 313 ff 
- Piastenmonarchie 311 f 
- Pommerellen 312 
- Teilungen 312 
- Westgrenze, Abkommen mit der UdSSR 

327ff 
- Zwei-plus-Vier-Vertrag (1990) 309f 
Polizeiverordnungen, Paris (1784/1819) 621 
Pommerellen 312 
Porta Claudia 212 Fn. 237 
Posen 51, 64f, 78f 
Potsdamer Konferenz/Abkommen (1945) 

99ff, 315ff 
Präambel (Grundgesetz) 36ff 
Prager Frieden (1866) 52 Fn.54, 64, 364f, 

377ff 
Pragmatische Sanktion 521 Fn. 33 
Preßburg, Frieden (1805) 187f, 194, 219 
Preußen 
- und Helgoland 369 Fn. 92 
- und Ostfriesland 403 
-Polenpol i t ik 313Fn.23 
- Polnische Teilungen 312 
- R h e i n l a n d 404,514 
- und Schleswig 349, 364f, 379 
- Staatsräson 348 f 
Prisengerichte 606f 
Privilegium Minus 167f 
Publikationspflicht, Grenzverträge 656ff 
Pufendorf, Samuel 42, 57 Fn. 14, 102, 618f 
Pütter, Johann 22 Fn.61, 56 Fn.7, 57 Fn.13, 

622 Fn.34 

Queich 525,560ff 

Raerener Bogen 453 f 
Rannariedl-Falkenstein, Herrschaft 191 
Ranshofener Gesetze 167 Fn. 17 
Rassler'scher Vertrag (1685) 235 Fn.5 
Rastadt, Vertrag (1714) 175 Fn.51, 545, 561 

Fn. 190 
Rastatter Kongress (1797-1799) 128f, 552f 
Raumtheorie 9 Fn. 32 
Realteilung 
- Bodensee 240, 250ff 
- Grenzseen 263 ff 
Rechtsstaatsprinzip 657f 
Regensburger Stillstand (1684) 542f 
Reiather Jurisdiktionskauf (1723) 155f 
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Reichenhall, Landgericht 203f 
Reichsdeputationshauptschluss 42 f, 123, 

133ff, 141, 170 Fn.29, 186f, 209, 553 Fn. 158 
Reichsexekutionsordnung 107 Fn. 14 
Reichshofrath 
- Berchtesgaden c. Salzburg 208, 646 
- S t . Mang 216 Fn. 255 
Reichskreise 107f 
Reichsland Elsass-Lothringen, s. Elsass-Loth-

ringen 
Reichsunmittelbarkeit und Reichsstandschaft 

105 Fn. 7 
Reichswasserstraßen 424 
Reiteralpe 205 Fn. 202 
Res communis omnium 584f, 625, 63 l f 
- und Res publicae 585 Fn. Fn. 10 
Reunionskammern 522 Fn. 37, 537 Fn. 95 
Rhein, Hydrologie und Geotektonik 548 
Rheinbund 43 Fn. 7 
Rheingrenze 45f, 112, 517f, 525, 528f, 546ff 
- Bann-und Eigentumsgrenzen 53lf , 554ff 
- Grenzbrücken 559 Fn. 181 
- Inseln 555, 557 
- und kommunale Körperschaften 558f 
- Noblat'sche Grenzfestsetzung 549f 
- Thalweg 553f 
Rheinhardtwald 147 Fn. 189, 158 
Rheinideologie-/patriotismus 45ff, 517f 
Rheinregulierung 556ff 
Rheinschifffahrt, Zentralkommission 553 

Fn. 158 
Rhinau 559f 
Ried, Vertrag (1813) 165 Fn.7,188 Fn. 118, 

197, 199, 222 
Riedenburg, Herrschaft 190 Fn. 126 
Rijswijk, Frieden (1697) 536, 543ff, 562, 569 
Ripener Privileg (1460) 352, 367 
Ritter-Gutt Abkommen (1929) 462 
Ritterschaft, schleswig-holsteinische 367 
Rittersche Konvention 176 Fn. 61, 179 
Rittgrenze 594Fn.58 
Romanus Pontifex, Bulle (1455) 592 Fn. 51 
Römisches Rechtsdenken 584ff 
Rottumeroog 428 
Rousseau, Jean Jacques 13, 45 Fn.19 
Rupertiwinkel 227 

Saarbrücken 570f 
Saarkantone 571 
Saarland 571 ff 
- Besatzung, franz. 576 
- Plebiszit (1935) 88f 
- Versailler Friedensvertrag 80, 512 Fn. 3, 

576ff 
-Völkerbund 576 Fn. 263 

Saarwerden, Grafschaft 527 Fn. 54 
Sachsen 
- Lausitz, Nebenrezess 1635 285f 
- Österreich, Grenzvertrag (1848) 288f 
- Schirgiswalde 287 
- Tschechische Republik, Grenze zu 285ff 
Sachsenspiegel 103, 424 Fn. 132 
Salinenkonvention (1829) 203 
Salinenvertrag (1795) 205 
Salm, Fürstentum 527 Fn. 54 
Salzbergbau 645 Fn 14 
Salzburg 194 ff 
Salzhandel 180Fn.80 
Sarrelouis 568f, 571 
Satellitenfernerkundung 630 
Savigny, Friedrich Karl von 369 Fn. 91, 491 

Fn. 79 
Schacht, Hjalmar 459ff 
Schaffhausen 110, 118f, 122 Fn.74,138ff, 

162f 
- Dorfvogteien 144 
- Epfenhofen 142 
- Reichsdeputationshauptschluss 141 ff 
- Wester-und Gatterholz 141 f 
Schärding, Frieden (1369) 169 Fn. 27 
Scharnitzwald 211 ff 
Scharrenwiesen 158ff 
Schiller, Friedrich 604 Fn. 110 
Schirgiswalde, „Freie Republik" 287 
Schleilied 366 Fn. 84 
Schleswig 77,348ff 
- Abstimmungsergebnisse (1920) 391 
- Apenrader Erklärung (1918) 388f 
- Bonn-Kopenhagener-Erklärungen (1955) 

397f 
- Bordesholmer Vergleich (1522) 3 5 0 F n . l 4 
- Clausen-Linie 388ff 
- Commission internationale de Surveillance 

391 
- Danewerk 351 Fn. 16 
- Danewerkbewegung 389 Fn. 167, 392 

Fn. 177 
- Deutscher Ausschuss 387 Fn. 159 
- Deutscher Verein, Schleswig 387 Fn. 158 
- Eiderdänische Bewegung 359, 370f, 373 
- Eidergrenze 350ff 
- „Eindeutschungsdruck" 379 Fn. 123 
- Königsau 349,367 
- Londoner Konferenz (1864) 363 Fn.66, 

376 
- Minderheitenschutz 397f 
- Mittelschleswigscher Ausschuss 392 

Fn. 177 
- Nordschleswigscher Wählerverband 387 
- Oktoberadresse (1918) 383f 
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- Plebiszite (1920) 349f, 385ff 
- Rechtsordnungen 350 Fn. 14 
- Selbstbestimmungsrecht 348, 371 ff 
- Sprachenfrage 374 
- Teilung 362, 372ff 
- Tiedje-Linie 392 
- Versailler Vertrag 380ff 
- Volkstumsgrenze 371 ff 
Schleswig-Holstein 61, 64f, 77ff, 347ff 
- Bundeskrieg 356, 360f 
- Erhebung (1848-1851) 356 
- Gasteiner Konvention (1865) 364 
- Landesuniversität 352 Fn. 20 
- Londoner Protokoll (1852) 357ff 
- Nationalstaatsgedanke 353 ff 
- Prager Frieden (1866) 52 Fn. 54, 64f, 364f, 

3 77ff 
- in Preußen 349 
- Reichsdänische Enklaven 363f 
- Ripener Privileg (1460) 352, 367 
- Ritterschaft 367 
- Schleswig-Holstein Bewegung 372 
- „up ewig ungedeelt" 51, 352, 366f 
Schleswigartikel (Versailler Frieden) 385ff 
Schmitt, Carl 83 f, 85 ff 
Schutzgebiete 69ff 
- Erwerb 69f 
- Verhältnis zum Deutschen Reich 70ff 
Schwaben 213,219ff 
Schwaben-/Schweizerkrieg 106 Fn. 9, 116, 

118 
Schwäbischer Reichskreis 105 Fn. 7, 107 

Fn. 14, 256f 
Schweiz 104 ff 
- Basler Frieden (1499) 116ff 
- Erneuerte Erbvereinigung (1511) 116 

Fn.46 
- Ewige Richtung (1474) 114ff 
- Expansionspolitik (14./15. Jh.) 112f 
- Hoch-und Niedergerichtsbarkeit 109f, 

141ff 
- Konstanzer Helveticum 131 ff 
- Mediationsakte (1803) 125, 129 
- Plappertkrieg (1458-1460) 118 
- Realteilung (Bodensee) 240 
- Reichsreform (Wormser Reichstag 1495) 

116f 
-Rheingrenze 109,112 
- Territoriale Struktur (bis 1803) 105f 
- Westfälischer Frieden (1648) 104f 
- Züricher Bundesbrief (1351) 112Fn.34 
Sechsmächte-Kommunique (1949) 411, 469f, 

578 Fn.269 
Seckauer Kompromiss (1449) 206 Fn.207, 

207 

Seerecht 
- Grotius/Selden Kontroverse 592 
- Konferenz 1929/30 602 Fn. 102 
- Lex Rhodia de Jacta 588f 
- Mare clausum versus mare liberum 592f 
- Übereinkommen 1982 ( U N C L O S ) 336, 

420,583,603, 607 Fn.126 
Selbstbestimmungsrecht 271 f, 348, 371 ff, 

380ff 
Seiden, John 592 
Selfkantfrage 407Fn.42 
Servitute 455 f 
Siebenjähriger Krieg 280 
Single Sky Projekt (EU) 632 Fn. 73 
Slawischer Aufstand (983) 311 
SMAD 326ff 
Smend, Rudolf 10 
Sorben 2 7 2 F n . l 5 
Souveränität 2f, 6f, 25 

Sozialistischer Internationalismus 335 Fn. 115 
Spanische Erbfolgekrieg 278 f 
Sperrlinien (Bodensee) 259 Fn. 106 
Sponheim, Grafschaft 551 
Sprachenfrage (Schleswig) 374 
Sprachnation 45ff, 50ff, 368 
St. Gallen, Kloster 220f 
St. Mang, Kloster 214ff 
- Hoch- und Niedergerichtsbarkeit 216 
- Straßvogtei 215 Fn. 250 
St. Omer, Vertrag (1469) 115 Fn.41 
St. Vith 444 
Staat 
- Definition 2f 
- Grenzen 12ff 
- Mittelalter 15 ff 
- Moderner Flächenstaat 19ff 
- transmoderner S. 6 
- „verfasster" S. 29f 
Staatengemeinschaftsorgane 449 
Staatsangehörigkeit 7f 
Staatsfreie Räume 31, 266ff, 581f, 619, 634f 
Staatsgebiet (deutsches) 9ff 
- und Küstenmeer 584ff 
- normative Erfassung 28ff 
- Reichsverfassung (1871) 59ff 
- Verfassungspraxis 33ff 
- Weimarer Reichsverfassung (1919) 73ff 
Staatsgrenze 12 ff 
- Definition 26 
- (Geistes-)geschichte 12 ff 
Staatsvolk 7ff 
Stalin,Josef 321,325f 
Staufisch-zähringer Ausgleich (1098) l lOf 
Stein, Freiherr vom 45 
- Elsass-Lothringen 515 Fn. 14 
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- H o l s t e i n 359 Fn.48 
- Verfassungsplan 43 Fn. 9, 48, 49 
Stein am Rhein 108 Fn. 17, 119 Fn.62 
Stettin 317, 323 ff 
Stettiner Zipfel 327 
Stimson-Doktrin 468 Fn. 156 
Strabo 12 Fn .2 ,14 Fn. 10 
Straßburg 537,544f 
Straßvogtei 215 Fn. 250 
Sudetendeutsche 
- Bewusstsein 269f, 272f 
- „Obhutserklärung" (1950) 300 
- Pariser Friedenskonferenz (St. Germain) 

272ff 
- Partei 291 ff 
- Selbstbestimmungsrecht 271 f 
Sudetenland 90, 292 ff 
- Bonner Friedensnote (1966) 301 
- Münchener Abkommen (1938) 295ff 
- Prager Erklärung (1950) 300 
Sundgau, s. Elsass 
Swinemünde 324 ff 
Sylt 364, 388 
Systemtheorie 3 Fn. 6, 12 Fn. 1 

Tacitus 22 f 
Tägermoos 134f 
Tauschprojekte, Bayern/Osterreich 175ff, 

199f, 566 
Teheraner Konferenz (1943) 315 
Telegraphenwegegesetz (1899) 621 Fn.33 
Temple of Preah Vihear ( IGH) 35 Fn. 24, 247 

Fn. 57 
Terschelling 434 
Teschen, Frieden (1779) 178ff 
Thalweg 182f, 306 Fn. 165 
- Emsmündung 422 f 
The Schooner Exchange v. McFaddon (1812) 

616 Fn. 7 
Thompson Minutes 317 Fn.39, 321 Fn.54 
Thurgau, Landgericht 110, 117, 253 Fn. 83 
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